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den vermögensbezogenen Abgaben nicht zugerechnet, sondern der Ein-
kommensteuer. Sie machen allerdings im Vollausbau nur geschätzte 250 
Mio. € (knapp 0,1% des BIP) aus.

Der unterdurchschnittliche Beitrag der vermögensbezogenen Steuern zur 
Staatsfinanzierung in Österreich lässt freilich noch nicht unmittelbar auf eine 
im internationalen Vergleich unterdurchschnittliche effektive Belastung der 
Vermögen schließen, da er rein theoretisch (auch) auf einem unterdurch-
schnittlichen gesamtwirtschaftlichen Gewicht der Vermögensbestände (und 
damit der potenziellen Steuerbasis) beruhen könnte. Zu einer Ermittlung der 
effektiven Vermögensteuerbelastung wäre das Steueraufkommen aus ver-
mögensbezogenen Steuern in Relation zu den Vermögensbeständen zu set-
zen. Allerdings ist die Datenlage zu den Vermögensbeständen in einer inter-
national vergleichbaren Abgrenzung lückenhaft, und auch für Österreich sind 
bislang nur für Teilbestände des Gesamtvermögens – nämlich für die priva-
ten Geld- sowie Grund- und Immobilienvermögen, die allerdings den Großteil 
des Gesamtvermögens abdecken dürften – Schätzungen vorhanden. 

Bezieht man die Einnahmen aus den noch existierenden vermögensbe-
zogenen Steuern in Österreich (in der Reihenfolge ihrer quantitativen Be-
deutung: Grunderwerbsteuer, Grundsteuer, Gesellschaftsteuer, Restein-
gänge aus der Erbschafts- und Schenkungssteuer, Abgabe von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, Stiftungseingangssteuer, Bodenwertabgabe 
gemäß Abgabenerfolg 2010 sowie für 2011 erwartete Einnahmen aus der 
Bankenabgabe, insgesamt knapp 2 Mrd. €) auf das Geld- sowie Grund- und 
Immobilienvermögen der privaten Haushalte (1.320 Mrd. €), so ergibt sich ein 
effektiver Steuersatz von 0,15%. Das Grund- und Immobilienvermögen der 
privaten Haushalte (880 Mrd. €) weist eine effektive Belastung durch Grund- 
und Grunderwerbssteuer (1,32 Mrd. €) in Höhe von ebenfalls 0,15% auf.

Der einzige Indikator, der derzeit ein – wenn auch grobes und unvollstän-
diges wie auch mit methodischen Problemen behaftetes – Bild der länger-
fristigen Entwicklung der effektiven Belastung durch die Besteuerung von 
Vermögensbeständen und -erträgen im europäischen Vergleich vermitteln 
kann, ist der sogenannte implizite effektive Steuersatz auf Kapital, den die 
Europäische Kommission in ihrer jährlich erscheinenden Publikation „Ta-
xation Trends in the European Union“ veröffentlicht. Dieser makroökono-
mische effektive Kapitalsteuersatz wird als Relation der Steuern für private 
Haushalte und Unternehmen auf Bestand, Erträge und Transaktionen von 
Vermögen sowie Unternehmensgewinne zu den weltweiten Gewinn- und 
Vermögenseinkommen (nicht: Vermögensbeständen) privater Haushalte 
und Unternehmen ermittelt. Er ist für Österreich im Zeitraum 2000 bis 2009 
um 0,7 Prozentpunkte auf 27% gesunken. Für die EU-15 ist ein Rückgang 
von 30,7% auf 29,2% zu verzeichnen, für die EU-27 von 25% auf 24,6%. 
Der effektive Kapitalsteuersatz liegt somit für Österreich über dem Durch-
schnitt der alten EU-Länder und unter dem Durchschnitt der gesamten EU. 
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Allerdings ist auf die Grenzen der Aussagekraft dieses Indikators hinzuwei-
sen. Zum einen gibt er keine Auskunft darüber, ob die zu beobachtende 
Entwicklung im vergangenen Jahrzehnt auf Veränderungen bei der Besteu-
erung von Vermögenserträgen oder bei Steuern, die direkt am Vermögen 
anknüpfen, zurückzuführen ist; ebenso wenig, ob diese Veränderungen bei 
der Besteuerung der privaten Haushalte oder der Unternehmen stattgefun-
den haben. Zum zweiten ist die Bezugsgröße nicht der Bestand an Vermö-
gen, sondern lediglich die Erträge hieraus, und zwar unabhängig davon, ob 
sie im Inland oder im Ausland erwirtschaftet wurden. Als effektiver Vermö-
gensteuersatz kann dieser Indikator jedenfalls nicht interpretiert werden.

Abbildung 4: Entwicklung Abgabenkategorien in % des BIP

Q: OECD (2010), eigene Berechnungen.
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2.2 Vermögensbezogene Steuern in der EU im Überblick

Derzeit gibt es in der EU nur noch in Frankreich (für Privatpersonen) und 
in Luxemburg (für Kapitalgesellschaften) eine allgemeine Vermögensteuer. 
In der OECD besteuern darüber hinaus noch die Schweiz in einigen Kan-
tonen und Norwegen die Vermögen (siehe Tabelle 2). Spanien hat die Wie-
dereinführung der Vermögensteuer zur Bewältigung der Konsolidierungser-
fordernisse beschlossen. 19 der 27 EU-Mitgliedstaaten besteuern (ebenso 
wie Japan, die USA und die Schweiz) Erbschaften und Schenkungen. Eine 
Grundsteuer gibt es in fast allen EU-Staaten. Eine Grunderwerbsteuer ha-
ben außer Dänemark alle „alten“ EU-Länder, aber nur drei der zwölf „neu-
en“ EU-Länder. Fünf „alte“ und drei „neue“ Mitgliedsländer erheben eine 
Börsenumsatzsteuer; sechs „alte“ und zwei „neue“ Mitgliedsländer wenden 
eine Gesellschaftsteuer an. 

Langfristige (d. h. ggf. außerhalb sogenannter Spekulationsfristen reali-
sierte) Veräußerungsgewinne aus Finanzanlagen im Privatbereich werden 
in zehn „alten“ und in neun „neuen“ EU-Staaten in der Regel mit abgelten-
den pauschalen Quellensteuern belegt, die in einigen wenigen Ländern zur 
Budgetkonsolidierung zum Teil deutlich erhöht werden.28 Spekulationsfris-
ten gibt es inzwischen nur noch in wenigen Ländern, in vielen Ländern sind 
Veräußerungsgewinne unabhängig von einer Behaltefrist steuerpflichtig.
 Tabelle 3 sind die maximalen Einkommensteuersätze auf unterschiedli-
che Einkunftsarten zu entnehmen. Dabei erfolgt mangels der Verfügbarkeit 
umfassender Informationen zur Besteuerung der Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung von Immobilien eine Beschränkung auf Finanzanlagen 
(Dividenden, Zinsen, Veräußerungsgewinne aus Finanzanlagen). In fast 
allen betrachteten Ländern ist der durchschnittliche Einkommensteuersatz 
auf Kapitaleinkünfte (als Durchschnitt aus den Steuersätzen auf Zinsen, 
Dividenden und Veräußerungsgewinne) geringer als der Einkommensteu-
erspitzensatz, der insbesondere für Arbeitseinkommen, in der Regel (mit 
Ausnahme der dualen Einkommensteuersysteme) aber auch für unter-
nehmerische Einkünfte im Bereich der Personenunternehmen angewen-
det wird. Beinahe alle Länder unterwerfen Zinseinkünfte ebenso wie Ver-
äußerungsgewinne einem abgeltenden Pauschalsteuersatz, der zumeist 
deutlich unter dem Einkommensteuerspitzensatz liegt. Die Steuersätze auf 
Dividendeneinkünfte sind dagegen nur unwesentlich geringer, nicht selten 
sogar höher als der Einkommensteuerspitzensatz, da die Doppelbesteue-
rung der Dividendeneinkünfte durch die Körperschaftsteuer auf der Ebene 
der Kapitalgesellschaft und die Einkommensteuer auf der Ebene der Aktio-
näre nur teilweise abgemildert wird.  
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3. Eckpunkte eines modernen Systems der Besteuerung von  
Vermögen und Vermögenserträgen für Österreich

3.1 Grundsätzliches

Die vorhergehenden Überlegungen lassen angesichts der in Österreich 
abnehmenden fiskalischen Bedeutung vermögensbezogener Steuern 

Spitzensteuer- 
satz (1) Zinsen Dividenden Veräußerungs- 

gewinne
Kapital- 

einkünfte (2)
Differenz
(1) – (2) 

Belgien 53 15 50,49 0 21,8 31,2
Dänemark 59 59 58,75 45 54,3 4,8
Deutschland 47,48 26,375 48,34 26,375 33,7 13,8
Finnland 49,1 28 40,5 28 32,2 16,9
Frankreich 45,8 18 54,17 30,1 34,1 11,7
Griechenland 40 10 32,5 0 14,2 25,8
Großbritannien 40 40 46 18 34,7 5,3
Irland 47 25 48,78 25 32,9 14,1
Italien 44,15 27 46,8 12,5 28,8 15,4
Luxemburg 38,95 10 42,5 0 17,5 21,5
Niederlande 52 0 43,3 0 14,4 37,6
Österreich 50 25 43,75 0 22,9 27,1
Portugal 42 20 38,87 0 19,6 22,4
Schweden 56,6 30 48,41 30 36,1 20,5
Spanien 43 18 42,6 18 26,2 16,8
Bulgarien1) 10 0 14,5 10 8,2 1,8
Estland1) 21 0 21 21 14,0 7,0
Lettland1) 23 0 15 0 5,0 18,0
Litauen1) 15 0 36 0 12,0 3,0
Malta 35 15 35 35 28,3 6,7
Polen 32 19 34,39 19 24,1 7,9
Rumänien1) 16 16 29,44 16 20,5 -4,5
Slowakei1) 19 19 19 19 19,0 0,0
Slowenien 41 20 36,8 0 18,9 22,1
Tschechien1) 15 15 32 15 20,7 -5,7
Ungarn 40 20 40,96 25 28,7 11,3
Zypern 30 10 23,5 0 11,2 18,8
EU27 37,2 18,0 37,9 14,6 23,5 13,7
Schweiz 39,97 39,97 52,37 0 30,8 9,2
USA 43,2 43,2 46,68 15 35,0 8,2
Japan 50 20 45,6 20 28,5 21,5

Tabelle 3: Maximale Einkommensteuersätze auf unterschiedliche 
Einkunftsarten in %, 2009

Q: BMF, eigene Zusammenstellung. – 1) Flat Tax.
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eine stärkere Ausschöpfung ihres Aufkommenspotenzials angebracht er-
scheinen. Eine besondere Rolle können vermögensbezogene Steuern 
im Rahmen eines Gesamtansatzes zur Reform der aus Wachstums- und 
Beschäftigungssicht unbefriedigenden Abgabenstruktur spielen, indem 
mögliche zusätzliche Erträge aus vermögensbezogenen Steuern zur Sen-
kung der hohen Abgaben auf den Faktor Arbeit besonders in den unte-
ren Einkommensbereichen verwendet werden. Die Stärkung bestimmter 
vermögensbezogener Steuern stellt somit ein wesentliches Element ei-
ner wachstums- und beschäftigungsfreundlichen Abgabenstrukturreform 
dar. Darüber hinaus könnte die Besteuerung von Vermögen und des-
sen Erträgen angesichts einer steigenden Spreizung von Einkommen 
und Vermögen zur Verbesserung der Chancengleichheit beitragen und 
die ungleiche Primärverteilung korrigieren. Eine Konzeption bzw. Wir-
kung vermögensbezogener Steuern als „Massensteuern“, die zu einer 
substanziellen Mehrbelastung breiter Bevölkerungsschichten führen, ist 
zu vermeiden. Ein zeitgemäßes System wäre außerdem in das interna-
tionale Umfeld einzubetten und hätte die intensivere internationale Ver-
flechtung sowie gestiegene Kapitalmobilität zu berücksichtigen. Schließ-
lich sollen auch die Steuervollzugskosten in Grenzen gehalten werden.

Angesichts der erläuterten Probleme, die mit einer allgemeinen Vermö-
gensteuer verbunden sind, liegt es nahe, Reformüberlegungen auf eine 
stärkere Nutzung solcher spezieller vermögensbezogener Steuern zu fo-
kussieren, die möglichst wachstums- und beschäftigungskompatibel sind; 
die auf nationaler Ebene erhoben werden können, ohne nennenswer-
te internationale Ausweichreaktionen auszulösen; und von denen, wenn 
möglich, positive Lenkungswirkungen ausgehen. Die beträchtliche und 
steigende Ungleichverteilung von Vermögen sollte bei einem breit angeleg-
tem System von Vermögensteuern, d. h. durch die Kombination spezieller 
vermögensbezogener Steuern mit unterschiedlichen Anknüpfungspunkten, 
ein substanzielles Aufkommen aus der Besteuerung der oberen Vermö-
gensschichten mit mäßigen Steuersätzen sicherstellen, ohne gleichzeitig 
die steuerliche Belastung breiter Bevölkerungsschichten nennenswert zu 
erhöhen. Die auch längerfristig zu erwartende Zunahme der Vermögensbe-
stände und ihrer Ungleichverteilung sollte für eine langfristige Ergiebigkeit 
vermögensbezogener Steuern sorgen.

Ein modernes System basiert auf einer abgestimmten Kombination aus 
der Besteuerung von Vermögen und Vermögenserträgen. Es berücksichtigt 
damit einerseits, dass die Istbesteuerung von Vermögenserträgen durch 
die Einkommensteuer die Leistungsfähigkeit besser erfasst als die Soll-
besteuerung durch Vermögensteuern. Andererseits können Erbschaften 
und Schenkungen im Rahmen der Einkommensbesteuerung nicht adäquat 
besteuert werden, wenn unerwünschte Progressionseffekte vermieden 
werden und das Naheverhältnis zwischen Erblasser/Schenker und Erben/
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Beschenktem Berücksichtigung finden sollen. Auch erscheint vor dem 
Hintergrund des internationalen Steuerwettbewerbs um mobile Finanzan-
lagen die Rückkehr zu wesentlich höheren (progressiven) Einkommen-
steuersätzen auf Kapitaleinkommen, die in Österreich einer pauschalen 
Abgeltungssteuer von 25% unterliegen, eher unrealistisch. Deren effektive 
Durchsetzung erforderte auch eine wesentlich intensivere internationale 
Steuerkooperation, als sie derzeit gegeben ist und für die nähere Zukunft 
erwartet werden kann. Gleichzeitig ist vor allem dann, wenn aufgrund der 
genannten Probleme auf die Erhebung einer allgemeinen Vermögensteuer 
verzichtet wird, eine möglichst lückenlose Besteuerung der tatsächlichen 
Erträge einschließlich der realisierten Wertzuwächse von Vermögen sicher-
zustellen.

Die für 2012 geplante Einführung der sogenannten Wertpapier-Kapital-
ertragsteuer, die eine Besteuerung der Veräußerungsgewinne von Finanz-
anlagen im Privatbereich mit einem pauschalen Abgeltungssteuersatz von 
25% vorsieht, ist insofern ein wichtiger Schritt, als nunmehr auch (die vor-
her veranlagungspflichtigen und daher in großem Umfang hinterzogenen) 
Veräußerungsgewinne durch die Quellenbesteuerung lückenlos erfasst 
werden.

Würde eine allgemeine Vermögensteuer mit einem Steuersatz von 0,5% 
wieder eingeführt, so käme dies bei einer Rendite von 5% einer zusätzli-
chen Kapitaleinkommensteuer von 10% gleich. Bei einem Verzicht auf die 
Wiedereinführung einer allgemeinen Vermögensteuer erscheint eine Kom-
pensation in Form einer moderaten Erhöhung der Kapitalertragsteuer um 
einige wenige Prozentpunkte angemessen, die insgesamt die Iststeuerlast 
der Vermögenserträge leicht erhöht.

3.2 Eckpunkte für Reformen einzelner vermögensbezogener Steuern

3.2.1 Erbschafts- und Schenkungssteuer29

 
Eine verfassungskonforme Neuregelung der Erbschafts- und Schen-

kungssteuer erfordert grundsätzlich nur einige Änderungen der bisherigen 
Regelungen. Vor allem die Bewertung von Liegenschaften müsste refor-
miert werden, sodass Liegenschaften mit dem gemeinen Wert (d. h. mit 
dem Verkehrs- oder Marktwert) unter Berücksichtigung der funktionellen 
Unterschiede und der schwereren Verwertbarkeit im Vergleich zu mobilen 
Vermögensgegenständen bewertet werden. Im Hinblick auf die Bedeutung 
der Bewertungsverfahren für andere Steuern (v. a. der Grundsteuer, aber 
auch der Bodenwertabgabe sowie der Grunderwerbsteuer) wäre eine um-
fassende Lösung erforderlich, die verfassungsrechtliche Bedenken in be-
zug auf die gegenwärtige Einheitsbewertung ausräumt.
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Generell ist aus der Perspektive der Gleichmäßigkeit und des Leistungs-
fähigkeitsprinzips sowie des Gleichheitsgrundsatzes eine verkehrswertna-
he Bewertung sämtlicher Vermögensarten angebracht.30 Diese ist – da so-
wohl für Immobilien- als auch für Betriebsvermögen oft kein Verkauf oder 
Börsenwert als Grundlage der Bewertung gegeben ist – gleichzeitig relativ 
aufwändig und streitanfällig. Insgesamt sollte die Stoßrichtung einer Neu-
gestaltung der Erbschafts- und Schenkungssteuer im Privatbereich sein, 
die Bemessungsgrundlage durch die Einbeziehung möglichst aller (d. h. 
auch der bislang steuerbefreiten Finanztitel) in die Besteuerung zu verbrei-
tern.

Für alle Erben könnte ein einheitlicher Freibetrag unabhängig von der Art 
des geerbten Vermögens gewährt werden, der für Wohnimmobilien oder für 
andere Vermögenswerte verwendet werden kann und dessen Höhe dem 
Wert eines durchschnittlichen Eigenheims entspricht. Der Freibetrag für 
Betriebsübergaben könnte sich am Betriebsvermögen eines typischen Ein-
zelunternehmens bzw. einer typischen mittelständischen Personen- bzw. 
Kapitalgesellschaft bemessen. Zur Vereinfachung liegt es auch nahe – den 
jüngeren deutschen Reformen folgend –, die Zahl der Steuerklassen zu 
reduzieren, ebenso wie die Zahl der Steuersätze in den Steuerklassen (in 
der alten Erbschafts- und Schenkungssteuer waren es 16 Steuersätze pro 
Steuerklasse, also insgesamt 80 Steuersätze). Relativ moderate Steuer-
sätze (mit einem Spitzensteuersatz, der für die Steuerklasse I neu in einer 
Bandbreite zwischen den 15% der bisherigen Steuerklasse I und den 25% 
der bisherigen Steuerklasse II liegen könnte31) sowie angemessene Freibe-
träge machten die Anfechtung festgesetzter Werte weniger lohnend. Durch 
die Einräumung großzügiger Stundungs- bzw. Ratenzahlungsmöglichkei-
ten könnte eine übermäßige Belastung vor allem der KMU vermieden wer-
den, die wohl überdurchschnittlich von potenziellen Liquiditätsproblemen 
betroffen sind. Auch im privaten Bereich könnte ein notwendiger Verkauf 
des Erbgutes, um die Steuerzahlung leisten zu können, durch Stundungs- 
bzw. Ratenzahlungsmöglichkeiten vermieden werden. Schließlich erscheint 
auch die Überprüfung der in der alten Erbschafts- und Schenkungssteuer 
geltenden Zehnjahresfrist, innerhalb derer Schenkungen auf Erbschaften 
angerechnet werden, angesichts der steigenden Lebenserwartung und der 
entsprechenden steigenden Ausweichmöglichkeiten der Erbschaftssteuer 
durch das Vorziehen von Schenkungen angebracht. Eine Ausweitung auf 
beispielsweise fünfzehn Jahre beträfe nur Haushalte mit sehr hohen Ver-
mögen.

3.2.2 Finanztransaktionssteuer

Eine allgemeine Finanztransaktionssteuer stellt ein wichtiges Element ei-
nes zeitgemäßen Systems vermögensbezogener Steuern dar. Sie vereint 
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ein beträchtliches Aufkommenspotenzial mit einem gewissen Potenzial, In-
stabilitäten auf den Finanzmärkten einzudämmen.32 In ihrer umfassenden 
Form, die sämtliche Transaktionen mit Finanzwerten wie Aktien und Anlei-
hen sowie davon abgeleiteten Finanzinstrumenten (Derivaten) ebenso wie 
Devisen besteuert, kann die Finanztransaktionssteuer allerdings im natio-
nalen Alleingang nicht effektiv durchgesetzt werden. Sie sollte daher min-
destens im europäischen Rahmen eingeführt werden, wobei bei einem sehr 
geringen Steuersatz die Einführung in einer Kerngruppe von Ländern mit 
bedeutenden Finanzplätzen (Großbritannien, Deutschland, Frankreich) re-
alistische Chancen einer effektiven Implementierung haben sollte. Solange 
keine supranationale Einigung zustandekommt, wäre die Einführung einer 
nationalen Finanztransaktionssteuer erwägenswert, die sowohl börsliche 
als auch außerbörsliche Transaktionen mit konventionellen Finanzanla-
gen besteuert, d. h. die international sehr immobilen Derivat- und Devisen-
transaktionen nicht in die Besteuerung einbezieht. Die Wiedereinführung 
der Börsenumsatzsteuer etwa könnte Einnahmen von etwa 150 Mio. € er-
bringen.33 Grundsätzlich dürfte eine effektive Erhebung im nationalen Al-
leingang möglich sein. Eine Koordination zumindest mit den wichtigsten 
(osteuropäischen) Nachbarbörsen ist allerdings die überlegenere Lösung.

3.2.3 Grundsteuer
 

Eine Reform der Grundsteuerbewertung erfordert zunächst die Abwägung 
zwischen einem möglichst einzelfallgerechten, aber aufwändigen und kos-
tenintensiven Bewertungsverfahren einerseits und einem möglichst standar-
disiert-pauschalisierenden und damit exakte individuelle Wert(unterschied)e 
nur unzureichend erfassenden Bewertungsverfahren andererseits. Die He-
ranziehung von Kaufpreissammlungen sowie die ergänzende Verwendung 
von Daten zu Immobilienwerten aus weiteren bestehenden Datenbanken 
– etwa der Versicherungs- und Kreditwirtschaft, die diese Daten für die auto-
matisierte Immobilienbewertung verwendet – könnte für eine zufriedenstel-
lende Differenzierung sorgen, ohne einen unverhältnismäßig hohen Aufwand 
zu verursachen.34 In Österreich könnten als Grundlage für die Feststellung 
der Bodenwerte Daten aus der Kaufpreissammlung beim BMF, der Grund-
stücksdatenbank sowie den Flächenwidmungsplänen zusammengeführt 
werden. Die Gebäudewerte wären durch Befragungen der Eigentümer zu 
ermitteln. Sicherlich wäre der Aufwand für die erforderliche Neubewertung, 
die nach Einschätzung von Experten in zwei Jahren bewältigt werden könn-
te, auf einen aktuellen Bewertungsstichtag vor allem für die Gebäudewerte 
beträchtlich. Er fiele allerdings nur einmalig an; die neu festgesetzten Werte 
könnten mit deutlich geringerem Aufwand regelmäßig fortgeschrieben wer-
den. Zu bedenken ist auch, dass die Einheitswertproblematik auch weitere 
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Steuern betrifft und ohnehin mittelfristig einer Lösung bedarf.
Eine möglichst verkehrswertnahe Bewertung von Grund- und Immobili-

envermögen, die dafür sorgt, dass die Relationen der steuerlich relevanten 
Werte der ungleichen Verteilung entsprechen, ist umso dringlicher, wenn 
gleichzeitig auf die Wiedereinführung einer allgemeinen Vermögensteuer, 
die auch Immobilienbesitz erfassen würde, verzichtet wird. Angestrebt wer-
den sollte ein Bewertungsverfahren, das im Rahmen eines pauschalierten 
Verfahrens für die Erfassung von im Durchschnitt 90% des Verkehrswerts 
bei privaten Wohnimmobilien sorgt. Zur Illustration des Einnahmenpotenzi-
als kann auf die jüngste Schätzung der OeNB des privaten Immobilienver-
mögens zurückgegriffen werden.35 Danach beträgt das Immobilienvermö-
gen privater Haushalte etwa 880 Mrd. €, davon stellen 458 Mrd. € (52%) 
Hauptwohnsitze und 264 (30%) Mrd. € Zweit- und weitere Immobilien dar. 
Somit ergibt sich für das der Grundsteuer B unterliegende private Immo-
bilienvermögen ein Gesamtwert von 722 Mrd. €. Würden durch ein ent-
sprechendes neu geregeltes Bewertungsverfahren 90% dieses privaten 
Immobilienvermögens erfasst, so ergäbe sich eine potenzielle steuerliche 
Bemessungsgrundlage von 650 Mrd. €. Ein Steuersatz von 0,25% (ein 
Viertel des aktuellen Steuersatzes) erbrächte ein potenzielles Grundsteu-
eraufkommen von 1,625 Mrd. € bzw. Mehreinnahmen von über 1 Mrd. €. 
Eine durchschnittliche Wohnimmobilie (Hauptwohnsitz) hat einen Markt-
wert von 260.000 € (einschließlich des obersten 1% der Eigentümer) bzw. 
von 230.000 € (ohne das oberste 1%). Würden 90% des Marktwerts als 
steuerliche Bemessungsgrundlage zugrunde gelegt, ergäbe sich eine jähr-
liche Grundsteuerbelastung von 585 € bzw. 518 €.

Bei Mietobjekten stellt sich die Frage nach der Abfederung möglicher – 
und, wie die oben ausgewerteten empirischen Analysen nahe legen, nicht 
ganz vermeidbarer – unerwünschter Verteilungswirkungen einer Grund-
steuererhöhung aufgrund von deren Überwälzung auf die Mieter in den un-
teren Einkommensschichten. Ein solcher sozialer Ausgleich könnte etwa in 
Form eines pauschalen Absetzbetrages von der Einkommensteuerschuld 
gewährt werden, der im Falle einer fehlenden Einkommensteuerschuld als 
Negativsteuer ausbezahlt wird. Auch könnte die gesetzlich explizit vorge-
sehene Überwälzung im Rahmen der Betriebskosten auf den Prüfstand 
gestellt werden. Allerdings ist die Frage nach einem möglichen sozialen 
Ausgleich einer Grundsteuererhöhung nicht unabhängig von der beabsich-
tigten Verwendung zu diskutieren: Sie entschärft sich, wie erläutert, wenn 
im Rahmen eines aufkommensneutralen Abgabenstrukturreformkonzepts 
gleichzeitig die unteren Einkommensschichten von anderen Abgaben ent-
lastet werden. Zu einer Reform der Grundsteuer gehört schließlich – wie in 
einigen wenigen Bundesländern, etwa Niederösterreich ab 2011, bereits 
umgesetzt – die Abschaffung der Steuerbefreiungen für neu errichtetes 
Wohneigentum, die derzeit nach Schätzungen des KDZ (Zentrum für Ver-
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waltungsforschung) Steuerausfälle von etwa 85 Mio. € verursachen (o. V., 
2011). Dies würde nicht nur die Einnahmen erhöhen, sondern auch eine 
Verwaltungsvereinfachung bedeuten.

Anmerkungen
1  Karl Aiginger, Wilfried Altzinger, Otto Farny, Georg Feigl, Peter Mooslechner, Anton Rai-

ner und Bruno Rossmann sei herzlich gedankt für wertvolle Hinweise und Anregungen. 
Der Beitrag ist eine gemäß den österreichischen Gegebenheiten modifizierte Version von 
Schratzenstaller (2011).

2  Vgl. zur Begründung einer Besteuerung von Vermögen etwa Reding und Müller (1999 oder 
Nowotny und Zagler (2009).

3  Vgl. zu einer ausführlichen Diskussion der Lenkungswirkungen einer allgemeinen Finanztrans-
aktionssteuer Schulmeister et al. (2008).

4  Vgl. zu den Wachstumswirkungen der Erbschafts- und Schenkungssteuer auch den Überblick 
über empirische Ergebnisse in Gale und Slemrod (2001).

5  Vgl. dazu Johansson et al. (2008) und für eine kompakte Zusammenfassung Pesendorfer 
(2008) sowie die jüngste Studie der OECD (2010b).

6  Vgl. für eine umfassende Darstellung Andreasch et al. (2010); die folgende Zusammenfassung 
stützt sich auf die hier enthaltenen Daten.

7  Vgl. Böheim et al. (2010) für Literaturhinweise.
8  Gillen (2002).
9  Vgl. Böheim et al. (2010). Hierbei wird analog zum Vorgehen von Bach (2009) das tatsächliche 

Grundsteueraufkommen den Haushalten entsprechend ihrer Netto-Kaltmieten zugerechnet.
10  Kapoor (2010).
11  Andreasch et al. (2010).
12  Rixen und Seipp (2009).
13  Bauer (1987), Rappen (1989), RWI (2003).
14  Etwa in der Form, dass Beteiligungsvermögen im Privateigentum erst ab einer gewissen Betei-

ligungshöhe steuerpflichtig ist.
15  Lehner (1994).
16  Bach et al. (2007).
17  Für eine solche Zweifel stützende empirische Evidenz vgl. Perez-Gonzalez (2006).
18  Bach et al. (2007).
19  Berghuber et al. (2007).
20  Bach et al. (2004).
21  Lehner (1994).
22  Vgl. dazu im Detail Schulmeister et al. (2008).
23  Schimpel (2004).
24  Vgl. zum Folgenden Homburg (2010).
25  Bach et al. (2004).
26  Zumindest bezogen auf das zum aktuellen Verkehrswert bewertete Finanzvermögen; dies gilt 

nicht für das Grund- und Immobilienvermögen, das auf der Grundlage der Einheitswerte, die 
nur einen Bruchteil der Verkehrswerte erfassen, besteuert wird. Der dem Vermögensteuersatz 
äquivalente nominelle Ertragssteuersatz ergibt daher ebenso einen effektiven Ertragssteuer-
satz, der nur einen Bruchteil des nominellen Ertragssteuersatzes ausmacht.

27  So hob Großbritannien 2010 den Steuersatz für Veräußerungsgewinne von derzeit 18% auf 
50% an, in Spanien stieg er von 18% auf 21%, und in Lettland sowie Portugal werden erstmals 
solche Veräußerungsgewinne mit 15% bzw. 20% steuerpflichtig. Österreich schafft 2012 seine 
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Spekulationsfrist ab und führt einen von der Behaltefrist unabhängigen Abgeltungssteuersatz 
von 25% ein. Dänemark senkte dagegen den Steuersatz im Zuge seiner 2010 implementierten 
allgemeinen Einkommensteuersenkung von 45% auf 42%.

28  Andreasch et al. (2010).
29  Vgl. zum Folgenden ausführlich Berghuber et al. (2008).
30  Vgl. hierzu – mit Blick auf die spezifischen Probleme der deutschen Erbschafts- und Schen-

kungssteuer – Schupp und Szydlik (2004), Bach et al. (2007) und Bach (2008).
31  Zum Vergleich: Die 2009 neu geregelte deutsche Erbschaftssteuer sieht in Steuerklasse I einen 

Spitzensteuersatz von 30% ab einer Übertragung von 26 Mio. € vor.
32  Vgl. Schulmeister et al. (2008).
33  Böheim et al. (2010).
34  Bach (2009).
35  Andreasch et al. (2010).
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Zusammenfassung

Auch in Österreich wurden zur Bewältigung des Konsolidierungsbedarfs im Gefolge der 
aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise neben Ausgabensenkungen u. a. vermögensbezo-
gene Steuern erhöht. Die Debatte um die (künftige) Bedeutung von vermögensbezogenen 
Steuern, die auch außerhalb Österreichs stattfindet, speist sich zudem aus dem längerfris-
tigen Trend einer steigenden Ungleichverteilung von Vermögen. Vor diesem Hintergrund 
argumentiert dieser Beitrag zunächst, dass die gängigen Einwände gegen die Besteuerung 
von Vermögen – administrativer Aufwand sowie Gefahr des Substanzverzehrs und der (in-
ternationalen) Steuerflucht – bei den einzelnen vermögensbezogenen Steuern unterschied-
lich relevant sind. Es wird gezeigt, dass im europäischen Umfeld spezielle vermögensbezo-
gene Steuern ein wesentlich stärkeres und im Gegensatz zu Österreich steigendes Gewicht 
haben. Auch werden die Eckpunkte eines zeitgemäßen Systems der Besteuerung von Ver-
mögen und Vermögenserträgen für Österreich skizziert, das sich auf die Grundsteuer, die 
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Erbschafts- und Schenkungssteuer sowie die Börsenumsatzsteuer stützt und ein wichtiges 
Element einer aufkommensneutralen, wachstums- und beschäftigungsfreundlichen Abga-
benstrukturreform darstellt.
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